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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Wer verfügt nach dem Verkauf über die Rechte an 

Hoffie dem Filmarchiv der Gesellschaft, und hat sich die 

(FDP) Bundesregierung Verfügungs- und Nutzungsrechte 

- gegebenenfalls welche - Vorbehalten? 

Antwort des Staatssekretärs Boenisch 
vom 1 . Juni 

Zu den Veräußerungsbedingungen gehörte die Regelung, daß Eigentum 
und Rechte an den Filmbeständen des Archivs der Deutschen Wochen- 
schau auf die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Chef 
des Presse- und Informationsamts der Bundesregierung, übertragen wer- 
den, soweit Eigentum und Rechte bei der Deutschen Wochenschau lie- 
gen. Gleichzeitig wird geregelt, daß das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung der Deutschen Wochenschau die Verwaltung und 
Verwertung dieser Filmbestände und Rechte für einen mehrjährigen 
Zeitraum einräumt. 

Auf der Grundlage dieses Veräußerungsvertrags hat das Presse- und In- 
formationsamt der Bundesregierung einen Vertrag über die Verwaltung 
und Verwertung des Filmarchivs der Deutschen Wochenschau abge- 
schlossen, der die finanziellen und nutzungsrechtlichen Einzelheiten 
differenziert regelt. Von einer detaillierten Darstellung dieser Regelun- 
gen sehe ich wegen des vertraglichen Vertrauensschutzes ab. 

2. Abgeordneter Erfolgt die Vergabe der Aufträge zur Herstellung 

Hoffie der Filmperiodika ,, Deutschlandspiegel“ und ,,E1 

(FDP) Mundo“ über öffentliche Ausschreibungen, und ist 

von möglichen Kündigungen Gebrauch gemacht 

worden, damit derartige Ausschreibungen erfolgen 

können? 

Antwort des Staatssekretärs Boenisch 
vom 1. Juni 

Die Veräußerungsbedingungen sahen unter anderem vor, daß das Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung die Deutsche Wochenschau 
GmbH unter gewissen Bedingungen für einen begrenzten Zeitraum mit 
der Herstellung des Magazins ,, Deutschlandspiegel“ und ,,El Mundo“ 
beauftragen wird. Danach erfolgte die Vergabe der Aufträge ohne 
öffentliche Ausschreibung auf der Grundlage der einschlägigen Vor- 
schriften der „Verdingungsordnung für Leistungen, Teil A“. Die der- 
zeitigen Verträge können unter Wahrung der vereinbarten Fristen ge- 
kündigt werden. Im Fall einer solchen Kündigung wird das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung im Interesse größtmöglicher 
Effizienz und sparsamer Mittelbewirtschaftung auch andere leistungs- 
fähige Unternehmen in die Angebotsabgabe einbeziehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter Ist der Bundeskanzler bereit, sich bei der chileni- 
Dr. Sperling nischen Regierung im Sinne des Briefs des damaligen 

(SPD) CDU-Fraktionsvorsitzenden Dr. Kohl vom 20. Sep- 

tember 1977 für die Einhaltung der Menschenrechte 
in Chile einzusetzen? 

Antwort des Staatssministers Möllemann 
vom 1. Juni 

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklung der Lage der Men- 
schenrechte in Chile mit Sorge. Sie wird weiterhin mit Nachdruck für 
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ihre Verbesserung eintreten. Es geht ihr hierbei um die Wahrung der 
Rechte und Freiheiten aller Chilenen, um die Wiederherstellung der 
Verfassungsprinzipien und der demokratischen Institutionen in Chile. 

Die Bundesregierung beschränkt sich nicht darauf, bilaterale Regie- 
rungskontakte auszunutzen; sie tritt gleichzeitig zusammen mit den 
Ländern der Europäischen Gemeinschaft und im Rahmen der Ver- 
einten Nationen für eine Verbesserung der Lage der Menschenrechte 
in Chile ein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


Bedeutet die Äußerung des Bundesfinanzministers, 
Dr. Stoltenberg, in der ZDF-Sendung ,, Bilanz“ vom 

4. Mai 1983, daß er unter bestimmten Voraus- 
setzungen in dieser Wahlperiode noch einen Vor- 
schlag für eine Senkung der Lohn- und Einkommen- 
steuer machen wolle, weil die letzte Senkung 1979 
gewesen sei, daß mit der Durchführung einer Lohn- 
und Einkommensteuersenkung in dieser Legislatur- 
periode aber nicht mehr gerechnet werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Mai 

Die Bundesregierung erkennt die Dringlichkeit einer Senkung des Lohn- 
und Einkommensteuertarifs an. Es ist ihr Wunsch, dies sobald wie mög- 
lich zu tun. Umfang und Zeitpunkt hängen jedoch davon ab, - und so 
steht es auch in der Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 -, daß die 
öffentlichen Finanzen gesunden und sich die gesamtwirtschaftliche 
Lage günstig entwickelt. 

Wenn durch die eingeleitete Politik und die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung dieser Voraussetzungen entreten, könnte eine Senkung des 
Einkommensteuertarifs noch in dieser Wahlperiode vorgeschlagen wer- 
den. 


4. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 


5. Abgeordneter Wie hoch war der Nettoressourcentransfer zwischen 
Lutz den einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 

(SPD) meinschaft über den EG-Haushalt 1982 in absoluten 

Zahlen (in ECU und in DM) und in einer Pro-Kopf- 
Berechnung? 


6. Abgeordneter Wie wird sich dies im Jahr 1983 aller Voraussicht 
Lutz nach entwickeln? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 27. Mai 

Ihre Frage zum Nettoressourcentransfer über den EG-Haushalt 1982 
läßt sich bedauerlicherweise zur Zeit noch nicht für alle Mitgliedstaaten 
beantworten; es liegen derzeit noch keine gesicherten Zahlenangaben 
der EG-Kommission über die Gesamtnettosalden aller Mitgliedstaaten 
zum EG-Haushalt 1982 vor. Nach der Abgrenzung der Systematik 
des Bundeshaushalts, die mit der Berechnungsmethode der EG-Kom- 
mission nicht identisch ist, betrug der deutsche Nettozahlersaldo 1982 
rund 7,5 Milliarden DM; dies entspricht einer Pro-Kopf-Belastung von 
rund 122 DM. 

Nach derzeitiger Einschätzung wird der nach der gleichen Methode 
ermittelte deutsche Nettozahlersaldo 1983 nicht niedriger ausfallen. 
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Sobald die entsprechenden Berechnungen der EG-Kommission vorlie- 
gen, werde ich Sie entsprechend informieren. 


7. Abgeordneter Welche Gründe sprechen dafür, im Gegensatz zum 
Dr. Kühler Lebensmittelhandel der Gastronomie den vollen 

(SPD) Mehrwertsteuersatz von 13 v. H. abzuverlangen, 

und beabsichtigt die Bundesregierung, auch von der 
Gastronomie nur den halben Mehrwertsteuersatz 
zu verlangen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 27. Mai 

Der Gesetzgeber ist bei der Umstellung der Umsatzbesteuerung auf das 
System der Mehrwertsteuer am 1. Januar 1968 davon ausgegangen, daß 
es sozialpolitisch erforderlich sei, die Belastungswirkung der Umsatz- 
steuer zu mildern. Er hat zu diesem Zweck unter anderem für die Um- 
sätze von Gütern des lebensnotwendigen Bedarfs - wie zum Beispiel 
von bestimmten Lebensmitteln und landwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen — den ermäßigten Steuersatz vorgeschrieben. Die Umsatzsteuer- 
ermäßigung soll zu einer Verbilligung der Grundnahrungsmittel bei- 
tragen und damit gewährleisten, daß vor allem einkommensschwache 
Bevölkerungskreise bei der Deckung ihres lebensnotwendigen Bedarfs 
nicht so stark mit Umsatzsteuer belastet werden. Entsprechend dieser 
sozialpolitischen Zielsetzung ist die Umsatzsteuerermäßigung in der 
Endstufe - das heißt bei der Belieferung der Letztverbraucher - auf 
Lieferungen beschränkt worden, die sich aus der üblichen Verteiler- 
funktion des Lebensmittelhandels und -handwerks ergeben. 

Die Bewirtungsumsätze des Gastgewerbes sind ausdrücklich von der 
Steuerermäßigung ausgenommen worden, weil sie nicht der Deckung 
des lebensnotwendigen Bedarfs dienen. Von den begünstigten Lebens- 
mittellieferungen unterscheiden sich die Bewirtungsumsätze des Gast- 
gewerbes besonders durch ihren zum Teil sehr hohen Anteil verschie- 
denartiger Dienstleistungen (z. B. Zubereitung von Speisen und Be- 
dienung). Dieser Dienstleistungsanteil kommt auch in den Preisen für 
die Bewirtungsumsätze zum Ausdruck. 

Die Gründe für die unterschiedliche umsatzsteuerliche Behandlung 
von Lebensmittellieferungen und von Bewirtungsumsätzen des Gast- 
gewerbes bestehen weiterhin. Es ist deshalb nicht beabsichtigt, für Be- 
wirtungsumsätze des Gastgewerbes den ermäßigten Steuersatz einzu- 
führen. 


8. Abgeordneter ln welcher Höhe erwartet die Bundesregierung 
Kiehm Mehrbelastungen für Bund, Länder sowie Gemein- 

(SPD) den/Gemeindeverbände — jeweils bezogen auf ein 

Haushaltsjahr - auf Grund der Erhöhung der Um- 
satzsteuer zum 1. Juli 1983? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 31. Mai 

Durch die Erhöhung der Umsatzsteuer zum 1. Juli 1983 werden den 
öffentlichen Haushalten Mehrbelastungen entstehen. Die Mehrbela- 
stungen erscheinen unter gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
vertretbar. Zahlenangaben über die Größenordnung und die zeitliche 
Verteilung der Mehrbelastung der öffentlichen Haushalte sind jedoch 
nicht möglich, zumal die Preisentwicklung insgesamt von der jeweiligen 
Konjunktur- und Wettbewerbslage abhängt. Wegen fehlender hinrei- 
chender statistischer Unterlagen käme selbst eine rein rechnerische Er- 
mittlung der Kostenerhöhung für Investitionen und Sachausgaben 
durch eine voll überwälzte einprozentige Umsatzsteuererhöhung nicht 
zu einem sachgerechten Ergebnis. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

9. Abgeordneter Hat die Bundesregierung innerhalb der letzten fünf 

Schwenninger Jahre die Lieferung von Ersatzteilen und Zubehör 

(DIE GRÜNEN) für gepanzerte Fahrzeuge (Polizeifahrzeuge) nach 
El Salvador genehmigt, bzw. beabsichtigt sie, solche 
Lieferungen in Zukunft zu genehmigen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 27. Mai 

Die Bundesregierung hat von der zweiten Hälfte des Jahrs 1977 (Beginn 
der Unruhen in El Salvador) an keine Genehmigungen für Rüstungs- 
güter und damit auch für Ersatzteile und Zubehör für gepanzerte Fahr- 
zeuge nach El Salvador mehr erteilt. 


10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen Län- 
Schwenninger dem das Gewehr G 3 der Firma Heckler & Koch, 
(DIE GRÜNEN) Oberndorf am Neckar, in Lizenz gefertigt wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 27. Mai 

Der Bundesregierung ist bekannt, in welchen Ländern das Gewehr G 3 
der Firma Heckler & Koch, Oberndorf, in Lizenz gefertigt wird. Solche 
Lizenzen wurden in einige NATO-Mitgliedstaaten sowie in andere west- 
lich orientierte Länder vergeben. 


1 1. Abgeordneter Ist es richtig, daß nach der Schließung der Zeche 
Marschewski Erin in Castrop-Rauxel die ,, nächste Stillegung im 

(CDU/CSU) Bundeswirtschaftsministerium bereits vorprogram- 

miert“ ist, wie es vor einigen Tagen in einer Presse- 
meldung hieß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 31. Mai 

Die Entscheidung zur Stillegung der Grubenbetriebe Erin in Castrop- 
Rauxel zum Ende dieses Jahrs ist von den zuständigen Gremien der 
Eschweiler Bergwerks-Vereins AG getroffen worden. Das Unternehmen 
sah sich auf Grund des strukturellen Rückgangs der Lieferungen an die 
europäische Stahlindustrie zu einem entsprechenden Abbau seiner 
Überkapazität gezwungen. Dieser Nachfrageausfall kann auch von der 
öffentlichen Hand nicht ausgeglichen werden. Vor dem Hintergrund 
der stark angestiegenen Kohlenhalden ist bereits im Kohlegespräch am 
3. Dezember 1982 im Bundeswirtschaftsministerium von allen Betei- 
ligten (Bund, Bergbauländern, Unternehmen und IG Bausteine Erden) 
einvernehmlich festgestellt worden, daß es Aufgabe und Verantwortung 
der einzelnen Unternehmen ist, Förderung und Absatz besser in Ein- 
klang zu bringen und die notwendigen Entscheidungen hierzu zu 
treffen. Entsprechende Konzepte der Unternehmen liegen bis jetzt 
noch nicht vor. Die Bundesregierung hat zugesagt, dem deutschen 
Steinkohlenbergbau auch in Zukunft die Unterstützung zu geben, die 
zur Überwindung der Schwierigkeiten unausweichlich ist und im Rah- 
men ihrer finanziellen Möglichkeit liegt. 


12. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die in der Zeitschrift 
,, Restaurant + Hotel Management“, Nr. 4 vom 
April 1983, auf den Seiten 14/15 veröffentlichte 
Auffassung bekannt, mit der behauptet wird, die 
,, Bürokratie lastet lebensbedrohlich auf dem Gast- 
gewerbe“, und hat die Bundesregierung die Absicht, 
in Kürze administrative Entlastungen für das Gast- 
gewerbe vorzunehmen? 
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13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in einer der näch- 
Wolfram sten Wirtschaftsministerkonferenzen aus Bund und 

(Recklinghausen) Ländern die Problematik des Gastgewerbes einzu- 
(SPD) bringen und nach konstruktiven Lösungen zu 

suchen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 30. Mai 

Der Bundesregierung ist der Artikel ,, Bürokratie lastet lebensbedrohiich 
auf dem Gastgewerbe“ in der Zeitschrift „Restarant + Hotel Manage- 
ment“, Nr. 4 vom April 1983, bekannt. 

Es trifft zu, daß der Gastwirt ebenso wie jeder andere Gewerbetreiben- 
de, aber auch jeder Bürger, zahlreiche Vorschriften zu beachten hat, die 
im Interesse des Gemeinwohls erlassen worden sind. Die Bundesregie- 
rung prüft ständig, ob sich darunter Vorschriften befinden, die aus 
heutiger Sicht entbehrlich geworden sind und aufgehoben werden kön- 
nen. Konkrete Hinweise aus dem Gastgewerbe wird sie gerne in ihre 
Prüfung einbeziehen. Allgemeine Klagen, daß die Bürokratie lebensbe- 
drohlich auf dem Gastgewerbe laste, sind dabei allerdings wenig hilf- 
reich. 

Bund und Länder sind mit den aktuellen Problemen des Gastgewerbes 
vielfältig befaßt und in ständigem Kontakt mit den Spitzenverbänden 
des Gewerbes auf Bundes- und Landesebene. Probleme des Gastge- 
werbes waren auch Gegenstand von parlamentarischen Anfragen in 
letzer Zeit; ich verweise beispielhaft auf die Antwort der Bundesre- 
gierung auf die Große Anfrage Fremdenverkehr (Drucksache 9/2082), 
die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage Fremden- 
verkehrspolitik (Drucksache 9/2085) und auf die Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage Lage des Hotel- und Gaststättenge- 
werbes (Drucksache 8/2007). Im gegenwärtigen Zeitpunkt erscheint 
deshalb eine Erörterung der Situation des Gastgewerbes in der Wirt- 
schaftsministerkonferenz nicht erforderlich. 


14. Abgeordneter 
Francke 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherigen 
Erfahrungen mit der Anwendung der Verordnung 
über die Berufsausbildung in der Bauwirtschaft vom 
8. Mai 1974? 


15. Abgeordneter 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere den 
Einwand der Baugewerbeverbände, die bisherigen 
Erfahrungen deuteten auf eine Praxisferne der Ver- 
ordnung hin? 


16. Abgeordneter 
Francke 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Verordnung mit 
dem Ziel zu novellieren, die Ausbildungszeit in der 
Bauwirtschaft zu verlängern und dabei verstärktes 
Gewicht auf die betriebliche Ausbildungskompo- 
nente zu legen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 30. Mai 

Die Bundesregierung beurteilt die bisherigen Erfahrungen mit der 
Verordnung über die Berufsausbildung in der Bauwirtschaft vom 
8. Mai 1974 (BGBl. I S. 1073) insgesamt positiv. Die Verordnung war 
eine Reaktion auf die damals besorgniserregende Nachwuchssituation 
in der Bauwirtschaft, die 1972 nur noch ca. 25 000 Auszubildende 
aufwies. Diese Zahl ist auf ca. 73 000 (1980) gestiegen, was nicht allein 
auf die geburtenstarken Jahrgänge, sondern auch auf die Ausbildungs- 
ordnung, zurück zu führen ist. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß beim Erlaß der Verordnung 
- insbesondere durch die Einführung überbetrieblicher Ausbildung 
und deren Finanzierung auf Grund tarifvertraglicher Regelung — neue 
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Wege beschritten wurden, die nach Ablauf einiger Zeit eine Prüfung 
der Erfahrungen und gegebenenfalls Erwägung etwaiger Korrekturen 
erforderlich machen würden. 

Die Einwände und Erfahrungen des Zentralverbands des Deutschen 
Baugewerbes, die der Bundesregierung kürzlich schriftlich mitgeteilt 
wurden, sind jedoch nur ein Teil des Meinungsspektrums. Die Bundes- 
regierung hat daher die Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer um Stellungnahme gebeten, um ein vollständiges Mei- 
nungsbild zu erhalten. Sie ist grundsätzlich zu einer Novellierung der 
Verordnung bereit, sofern über Notwendigkeit, Umfang und Inhalt 
etwaiger Änderungen zwischen allen Beteiligten Einvernehmen besteht . 

17. Abgeordneter ist die Bundesregierung bereit, die Stufenausbildung 
Milz im Baugewerbe einer Überprüfung zu unterziehen, 

(CDU/CSU) da die Lehrlinge bei diesem Ausbildungszweig in 

der Sommerzeit in der Regel nicht in den Betrieben 
ausgebildet werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß zukünftig die überbetriebliche Ausbil- 
dung und die Ausbildung bei den Berufsschulen 
hauptsächlich in den Wintermonaten durchgeführt 
wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 31 . Mai 

Der Bundesregierung liegen bereits Anregungen des Zentralverbands 
des Deutschen Baugewerbes zur Änderung der Verordnung über die 
Berufsausbildung in der Bauwirtschaft vom 8. Mai 1974 vor, zu denen 
zur Zeit die Stellungnahmen der Spitzenorganisationen der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer eingeholt werden, ln die sich daran an- 
schließende Diskussion wird die Bundesregierung auch Ihre Vorschläge 
einbringen. 

Allerdings wird dabei zu bedenken sein, daß Ausbildungsordnungen 
— zumindest im gewerblichen Bereich — die Ausbildungsinhalte den 
einzelnen Ausbildungsjahren zuweisen, ohne eine bestimmte jahres- 
zeitliche Festlegung vorzunehmen. Derartige Durchführungsfragen 
sollen der Organisationsentscheidung der einzelnen Ausbildungsbetriebe 
Vorbehalten sein. Sie sind am zweckmäßigsten durch Absprachen zwi- 
schen Betrieben, Kammern und Schulverwaltung vor Ort und unter 
Berücksichtigung der Kapazitätsauslastung auch der überbetrieblichen 
Ausbildungsstätte und der Berufsschule zu regeln. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

19. Abgeordneter Gilt die im Sitzungsbericht der Zweiten Europäi- 
Stutzer sehen Konferenz über den Schutz der Nutztiere 

(CDU/CSU) vom Mai 1982 getroffene Feststellung, ,,es unter- 

liegt keinem Zweifel, daß Länder, die die Gesetze 
für die tierische Veredelungsproduktion verschärft 
haben, in Zukunft darauf bestehen werden, daß 
Länder, aus denen sie Nahrungsmittel einführen, 
dieselben Forderungen für Tiergesundheit und 
-Wohlbefinden erfüllen wie die des Ausfuhrlands 
oder der importierenden Gemeinschaft^^, auch 
für die Bundesrepublik Deutschland, wenn ja, 
besteht die Bereitschaft, ein Importverbot für die 
Erzeugnisse zu erlassen, die nachweislich im Aus- 
land unter - nach deutschem Recht - tierschutz- 
widrigen Bedingungen hergestellt wurden (z. B. bei 
der Einfuhr von Gänseleberpastete)? 


18. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 25. Mai 

Um den Erfordernissen des Tierschutzes zu entsprechen sowie faire 
Wettbewerbsverhältnisse zu schaffen und zu erhalten, verfolgt die Bun- 
desregierung insbesondere auf EG-Ebene das Ziel, einheitliche Mindest- 
vorschriften für die landwirtschaftliche Nutztierhaltung durchzusetzen. 
In diesem Zusammenhang sind die Mindestanforderungen für die 
Haltung von Legehennen, Schweinen und Kälbern zu nennen, für deren 
Vereinheitlichung die Bundesregierung schon bisher eingetreten ist und 
wofür sie auch in Zukunft mir Nachdruck eintreten wird. 

Für ein Verbot der Einfuhr von Erzeugnissen, die — nach deutschem 
Recht — unter tierschutzwidrigen Bedingungen hergstellt worden sind, 
gibt es bisher keine tierschutzrechtliche Ermächtigung. 

Das Stopfen der Gänse ist nach den Vorschriften des Tierschutzgesetzes 
in der Bundesrepublik Deutschland verboten. Allerdings ist die Bundes- 
regierung ebenso wie die EG-Kommission der Auffassung, daß durch 
das Stopfen von Gänsen zur Gewinnung von Leberpasteten kein Tat- 
bestand gegeben ist, der es erlaubt, den innergemeinschaftlichen freien 
Warenverkehr zu beeinträchtigen oder gar zu verbieten. 


20. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für erwägenswert, § 15 
Bohl des Bundesjagdgesetzes dahin gehend zu ändern, 

(CDU/CSU)- daß eingebürgerte deutsche Staatsangehörige, die 
einen ihrer früheren Nationalität entsprechenden 
Jagdschein besitzen, bei der erstmaligen Erteilung 
von Jahresjagdscheinen Erleichterungen bei der 
Ablegung der deutschen Jägerprüfung erfahren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 31. Mai 

Eingebürgerte Personen können, sofern nicht nach dem Bundesver- 
triebenengesetz Prüfungen und Befähigungsnachweise anzuerkennen 
sind, insoweit nicht anders behandelt werden als diejenigen Personen, 
die als deutsche Staatsbürger eine Jägerprüfung im Ausland abgelegt 
haben. Eine generelle Auflockerung der Vorschrift des § 15 Abs. 5 
BJagdG, die die erste Erteilung eines Jagdscheins von einer im Gel- 
tungsbereich des Bundeswaldgesetzes abgelegten und bestimmten 
Anforderungen entsprechenden Jägerprüfung abhängig macht, wäre 
der Zielsetzung abträglich, die vergleichsweise hohen Anforderungen 
der deutschen Jägerprüfung möglichst uneingeschränkt aufrecht zu 
erhalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


2 


1 . Abgeordnete 

Frau 

Kelly 

(DIE GRÜNEN) 


Darf nach Auffassung der Bundesregierung ein 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland zur Teil- 
nahme an Atomwaffeneinsätzen oder an Vorberei- 
tungen zu solchen Einsätzen gezwungen werden, 
und wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rühl 
vom 31, Mai 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt nicht über eigene Atomwaffen. 
Die Nuklearwaffen des Bündnisses sind zur Verhinderung jeden Krieges 
bestimmt. Ihrer abschreckenden Wirkung ist es wesentlich mit zu dan- 
ken, daß der Friede in Europa seit über drei Jahrzehnten erhalten blieb. 
Die NATO ist ein reines Verteidigungsbündnis. 

Die Frage eines Waffeneinsatzes stellt sich daher für die Allianz aus- 
schließlich zur Abwehr eines Angriffes auf uns. 
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Rechtsgrundlagen unserer Verteidigung sind die gemäß Artikel 24 
des Grundgesetzes geschlossenen Bündnisverträge, das Völkerrecht, 
das Grundgesetz und die hierauf beruhenden innerstaatlichen Gesetze. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

22. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in 
Linsmeier Gaststätten mindestens ein nichtalkoholisches Ge- 

(CDU/CSU) tränk bei gleicher Menge billiger angeboten werden 

sollte als das preisgünstigste alkoholische Getränk, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, auf dieses Ziel hinzuwirken, sofern sie dieses 
Ziel teilt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 1. Juni 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß in Gaststätten minde- 
stens ein nichtalkoholisches Getränk bei gleicher Menge billiger ange- 
boten werden sollte als das preisgünstigste alkoholische Getränk. 
Diesem Ziel dienten und dienen Appelle an die Gastwirte sowie Ge- 
spräche mit dem Deutschen Brauerbund und dem Deutschen Hotel- 
und Gaststättenverband. Diesem wurde ein entsprechender Aufruf an 
seine Mitglieder möglich, nachdem der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit kartellrechtliche Hindernisse ausräumen 
konnte. Erfreulicherweise werden die Aktivitäten des Bundes ergänzt 
durch entsprechende Bemühungen von Ländern und Kommunen. 
Bundesminister Dr. Geißler hat Ende vorigen Jahrs den Bundesver- 
kehrsminister und die kommunalen Spitzenverbände gebeten, darauf 
hinzuwirken, daß im Bereich der Deutschen Bundesbahn, in den Neben- 
betrieben an Autobahnen, sowie in kommunalen Einrichtungen min- 
destens ein nichtalkoholisches Getränk billiger abgegeben wird als das 
billigste alkoholische Getränk in gleicher Menge. Für Gaststätten und 
Kioske in städtischen Anwesen verlangen einige Kommunen in den 
Pachtverträgen, daß ein nichtalkoholisches Getränk billiger angeboten 
wird als Bier. 

Die Bundesregierung wird die Bemühungen um eine freiwillige günsti- 
gere Preisgestaltung für nichtalkoholische Getränke fortsetzen und 
gegebenenfalls verstärken. 

Das ist nur eine der Maßnahmen, die zur Bekämpfung des Jugend alko- 
holismus notwendig sind. Das verdeutlicht eine Befragung von 7604 
jungen Menschen zwischen zwölf Jahren und 24 Jahren, die schon 
einmal Alkohol probiert hatten; 45 v. H. gaben an, sowieso meistens 
nichtalkoholische Getränke zu nehmen; 23 v. H. würden auf alkoho- 
lische Getränke verzichten bei preiswerteren nichtalkoholischen Ge- 
tränken in öffentlichen Trinkstätten (je nach Alter schwankt dieser 
Prozentsatz zwischen 19 v. H. und 24 v. H.); 31 v. H. würden auch bei 
billigeren nichtalkoholischen Getränken nicht auf den Alkohol ver- 
zichten. 

Das zeigt, wie wichtig auch in Zukunft die gezielte gesundheitliche 
Aufklärung sein wird, wie sie die Bundesregierung von der Bundes- 
zentrale für gesundheitliche Aufklärung mit Filmen, Broschüren und 
Unterrichtswerken durchführen läßt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeidewesen 


23. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


Welche Aufwendungen waren seitens der Bundes- 
republik Deutschland im vergangenen Jahr erfor- 
derlich, um Geschenkpakete gebührenfrei nach Po- 
len befördern zu können, und ist eine entsprechende 
Aktion auch in diesem Jahr wieder vorgesehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 27. Mai 

Die Bundesregierung hatte angesichts der schwierigen Versorgungslage 
in Polen im Jahr 1982 beschlossen, die spontane Hilfsbereitschaft 
unseres Landes durch eine Gebührenbefreiung für private Geschenk- 
pakete zu unterstützen und die der Deutschen Bundespost dadurch 
entstehenden Gebührenausfälle aus dem Bundeshaushalt zu erstatten. 
Diese Maßnahme erforderte rund 175 Millionen DM. Da weder die 
polnische Regierung bzw. die Post Verwaltung der Volksrepublik Polen 
noch die Regierung der DDR bzw. die Postverwaltung der DDR auf die 
ihnen zustehenden Gebührenanteile verzichten, sieht sich die Bundesre- 
gierung nicht in der Lage, erneut Leistungen ausschließlich aus dem 
Bundeshaushalt zu erbringen. 

Bei ihrer Entscheidung hat sie auch die angespannte Haushaltslage und 
die vielfältigen anderen dringlichen Hilfsmaßnahmen zu bedenken, 
denen sie sich im Rahmen ihrer gesamten außenpolitischen Verant- 
wortung nicht entziehen kann. Dabei ist zu berücksichtigen, daß es 
neben dem Postpaketversand nach Polen auch zahlreiche andere Trans- 
portaktionen privater Helfer und Hilfsorganisationen gibt, die Spenden 
gesammelt dorthin bringen und persönlich übergeben, wo die Not am 
größten ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


24. Abgeordneter 
Seehofer 
(CDU/CSU) 


Welche Finanzhilfen des Bundes zur Förderung 
städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen sind in der Stadt Ingolstadt und in den 
Landkreisen Eichstädt und Neuburg-Schrobenhau- 
sen bis einschließlich 1982 geflossen, und wie hoch 
sind die Bundeszuwendungen für diese Maßnahmen 
1983 und in den Folgejahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 30. Mai 

Die Finanzhilfen des Bundes zur Förderung städtebaulicher Sanier- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen (einschließlich städtebaulicher 
Sonderprogramme 1974, 1975 und Programm für Zukunftsinvestitio- 
nen) verteilen sich auf die betroffenen Gemeinden in der angesproche- 


nen Region wie folgt: 

1971 
bis 1982 

DM 

1983 

einschl. 

Nachtrag 

DM 

Gesamt 

DM 

Stadt Ingolstadt 

26 469 000 

1 300 000 

27 769 000 

Landkreis Eichstätt 




Eichstätt 

10 205 000 

750 000 

10955 000 

Gaimersheim 

1 643 000 

150 000 

1 793 000 

Pförring 

680 000 

318000 

998 000 


12 528 000 

1 218 000 

13 746 000 

Landkreis Neuburg- 




Schrobenhausen 




Neuburg a. d. Donau 

13 514000 

950 000 

14 464 000 


52 51 1 000 

3 468 000 

55 979 000 


Angaben für die Folgejahre können noch nicht gemacht werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


25. Abgeordneter 
F eilcke 
(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse 
darüber, ob seitens der gewerkschaftseigenen Unter- 
nehmen und gewerkschaftlichen Verwaltungsstellen 
ein überdurchschnittliches Engagement hinsichtlich 
der Zahl und der Qualität der von ihnen geschaffe- 
nen Ausbildungsplätze entwickelt worden ist? 


26, Abgeordneter Wieviel Ausbildungsplätze in Büroberufen sind nach 
Feilcke Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 1982/ 

(CDU/CSU) 1983 in den gewerkschaftlichen Verwaltungsstel- 

len vorhanden? 


27. Abgeordneter 
F eilcke 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel zusätzliche 
Ausbildungsplätze in den Jahren 1983/1984 von 
den gewerkschaftseigenen Unternehmen und ge- 
werkschaftlichen Verwaltungsstellen angeboten wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 1. Juni 

Die Bundesregierung verfügt über keine exakten statistischen Angaben 
zum Ausbildungsangebot der Gewerkschaften. Nach Auskunft des 
Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB) verfügt die Mehrzahl seiner 
Organisationsgliederungen und ebenso die ihm angeschlossenen Einzel- 
gewerkschaften nicht über die sachlichen und personellen Vorausset- 
zungen für eine Berufsausbildung gemäß dem Berufsbildungsgesetz. 

In den gewerkschaftseigenen gemeinwirtschaftlichen Unternehmen 
wurden zum 31. April 1982 nach Angaben des DGB-Vorstands insge- 
samt 5483 Ausbildungsplätze angeboten. Für das kommende Jahr 
werden von den gewerkschaftseigenen Unternehmen 47 1 zusätzliche 
Ausbildungsplätze angeboten. 


Bonn, den 3. Juni 1983 
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